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An \den Herrn 

Präsidenten des Deutsdien Bundesitaiges 


In der Anlage übersende ich den von der Bundesregierung be- 
schlosseincn 


Entwurf eines Gesetzes zu dem Abkommen 
vom 14. April 1956 zwischen der Bundesrepu- 
blik Deutschland und dem Königreich Belgien 
über den Luftverkehr 

nebst Begründung und dem Wortlaut des Vertrages in deutscher 
und französischer Sprache mit der Bitte, die Beschfcßfassung des 
Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Der Bundesrat hat in seiner 165. Sitzung am 9. Novemiber 1956 
gemäß Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes faesdhlossen, gegen den 
Gesetzentwurf keine Einwemduingen zu erhdben. Er ist der Auf- 
fassung, daß das Gesetz gemäß Artikel 1Q5 Abs. 3 /des Grundgesetzes 
seiner Zustimmung bedarf. 

Federführend sind der Herr Bun/desminister für Verkehr und der 
Herr Bundesminister des Auswärtigen. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Dr. h. c. Blücher 


DruUc: Bonner Unlversltäts-Budidruckerel, Bonn 
Alleinvertrieb; Dr. Hans Heger, Bad Godesberg 
Rheinallee 20, Telefon 3551 



Entwurf eines Gesetzes 

ZU dem Abkommen vom 14. April 1956 zwischen der Bundes- 
republik Deutschland und dem Königreich Belgien über den Luft- 
verkehr 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Dem in Bonn am 14. April 1956 Unter- 
zeichneten Abkommen zwischen der Bundes- 
republik Deutschland und dem Königreich 
Belgien über den Luftverkehr wird zuge- 
stimmt. Das Abkommen wird nachstehend 
veröffentlicht. 


Artikel 2 

(1) Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner 
Verkündung in Kraft. 

(2) Der Tag, an dem das Abkommen nach 
seinem Artikel 20 in Kraft tritt, ist im Bun- 
desgesetzblteitt 'bekanntzugeben. 


Begründung 


L Allgemeine Bemerkungen 

Schwerpunkt des deutschen Luftverkehrs ist 
der internationale Fluglinienverkehr: Er kann 
nur betrieben werden, wenn die ausländischen 
Staaten, die überflogen oder angeflogen wer- 
den sollen, dem deutschen Luftverkehr ent- 
sprechende Flugrechte einräumen. 

Alle Bestrebungen, den internationalen Flug- 
linienverkehr umfassend durch multilaterale 
Abkommen zu regeln, haben bisher nicht zu 
einem nennenswerten Erfolg geführt. Nach 
der Vereinbarung vom 7. Dezember 1944 über 
den Durchflug im Internationalen Fluglinien- 
vorikehr*) (BGBl, 1956 11 S. 442) ist Ztwar 
den MitgÜMstaaten das Recht des Überflugs 
und das Recht zur Durchführung nichtgewerb- 
licher Landungen gestattet. Nach Artikel 6 des 
Abkommens vom 7. Dezember 1944 über die 
InteriiÄtionafeZivlifa (ICAO)®*’) (BGBl. 

1956 II S. 412) kann jedbih das wichtige 

*) für die Bundesrepublik am 8, Juni 1956 in 
Kraft getreten 


Recht zur Vornahme kommerzieller Landu^n- 
genimFltuiglmienverikehr inÜbter^einstimimung 
mit dem völkerrechtlichen Grundsatz, daß 
jeder Staat die Lufthoheit über seinem Gebiet 
besitzt, nur „mit der besonderen Ermächti- 
gung oder mit einer anderweitig erteilten Ge- 
nehmigung" des Staates, dessen Gebiet berührt 
wird, durchgeführt werden. Nach allgemeinen 
internationalen Gepflogenheiten werden diese 
Rechte grundsätzlich in zweiseitigen Luftver- 
kehrsabkommen eingeräumt. 

Zweiseitige Luftverkehrsabkommen sind be- 
reits vom Deutschen Reich vor dem zweiten 
Weltkrieg abgeschlossen worden, sie sind je- 
doch veraltet und müssen erneuert werden. 
Vorbereitungen hierfür wurden schon vor 
Wiedererlangung der deutschen Lufthoheit ge- 
troffen. 

Nach Vorbesprechungen zwischen Vertretern 
der deutschen und belgischen Luftfahrtbehör- 
den fanden im Januar 1956 Delegationsver- 
handlungen in Bonn statt. Hier wurde auch 
das Abkommen am 25, Januar 1956 para- 
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phlert und am 14 April 1956 als viertes deut- 
sches Nachkriegsabkommen auf dem Gebiete 
der Zivilluftfahrt unterzeichnet. 

Durch das Inkrafttreten des Abkommens 
werden die derzeitigen Flugrechte der bel- 
gischen Luftverkehrsunternehmen, die noch 
auf Besatzungsrecht beruhen und nach Arti- 
kel 4 des Zwölften Teils des Vertrages zur 
Regelung aus Krieg und Besatzung entstan- 
dener Fragen (Überleitungsvertrag) einstwei- 
len weiterbestehen, aufgehoben und in einer 
Form geregelt, die den deutschen Verkehrs- 
interessen besser Rechnung trägt. 

Die beiderseits eingeräumten Verkehrsrechte 
sind in einem Fluglinienplan festgelegt, der 
durch Notenaustausch vereinbart wurde (siehe 
Artikel 2 Abs. 2). Eine Vereinbarung in dieser 
Form ist gewählt worden, um die Fluglinien- 
rechte jeweils den Verkehrsanforderungen 
leichter anpassen zu können. 

Die deutschen Luftverkehrsunternehmen sind 
zum Betrieb der folgenden Linien berechtigt: 

Personen-, Fradit- und Postverkehr: 

1. Von Punkten ln der Bundesrepublik 

Deutschland nach Brüssel und/oder Ant- 
werpen; 

2. von Punkten in der Bundesrepublik 

Deutschland nach Brüssel und/oder Ant- 
werpen und darüber hinaus nach Punkten 
in Großbritannien und/oder Irland und/ 
oder Island; 

3. von Punkten in der Bundesrepublik 

Deutschland nach Brüssel und darüber hin- 
aus über Zwischenlandepunkte nach Punk^ 
ten in den Vereinigten Staaten von Amerika 
und/oder Kanada in Richtung Japan und/ 
oder Australien und/oder nach Punkten 
darüber hinaus"'). 

Die belgischen Luftverkehrsunternehmen sind 
zum Betrieb der folgenden Linien berechtigt: 

a) Personen-, Fracht- und Postverkehr: 

1. Von Punkten in Belgien nach Düsseldorf 
und/oder Hamburg; 

2. von Punkten in Belgien nach Frankfurt/ 
Main und/oder München; 

3. von Punkten In Belgien nach Köln/Bonn; 

"') nicht mehr als jeweils zwei Punkte in den 
Vereinigten Staaten von Amerika und zwei 
Punkte in Kanada; ferner nicht früher als ab 
1. April 1957 mit Ausnahme der Linien nach 
New York und einem Punkt in Kanada 


4. von Punkten in Belgien über Luxemburg 
nach Stuttgart; 

5. von Punkten in Belgien nach Düsseldorf 
unjd/oder Frankfurt (Main) und/ oder Stutt- 
gart (jedoch nicht mehr als zwei Punkte in 
der Bundesrepublik) und darüber hinaus 
nach Punkten in Österreich; 

6. von Punkten in Belgien nach Köln/Bonn 
unid/oder Frankfurt (Main) und/oder Nürn- 
berg (jedoch nicht mehr als zwei Punkte in 
der Bundesrepublik) und darüber hinaus 
nach Punkten in Südosteuropa und/oder 
Punkten im Nahen Osten und/oder Türkei 
und/oder Irak und/oder Iran in Richtung 
Japan und/oder Australien und/oder nach 
Punkten darüber hinaus, 

b) Frachtverkehr: 

7. Von Punkten in Belgien nach Düsseldorf 
und/oder Köln/Bonn und/oder Stuttgart 
(jedoch nicht mehr als zwei Punkte in der 
Bundesrepublik) und darüber hinaus nach 
Punkten In Österreich; 

8. von Punkten In Belgien nach Düsseldorf 
und/oder Köln/Bonn. 

c) Hubschrauberverkehr: 

9. Von Punkten in Belgien über Punkte in 
den Niederlanden nach Köln und/oder 
Bonn und/oder Duisburg und/oder Dort- 
mund. 

Während der Verhandlungen Ist Übereinstim- 
mung darüber erzielt worden, daß die beider- 
seitigen Luftverkehrsunternehmen bei der 
Durchführung des Flugbetriebs auf bestimm- 
ten Linien eng Zusammenarbeiten sollen. Fer- 
ner wurde Insbesondere Im Hinblick auf den 
zukünftigen Luftverkehr der Deutschen Luft- 
hansa AG nach dem Nahen, Mittleren und 
Fernen Osten die Häufigkeit der Dienste je 
Woche auf einzelnen Linien festgelegt, 

II. Besondere Bermerkungen 
zu dem Abkommen 

Artikel 2 Abs. 1 legt die Rechte fest, welche 
sich die Vertragsstaaten zur Durchführung des 
Fluglinicnverkehrs durch die benanntem 
Unternehmen gegenseitig einräumen. Gewährt 
werden das Recht des Überflugs (1. Freiheit), 
das Recht der Landung zu nichtgewerblichen 
Zwecken (2. Freiheit) und das Recht, Flug- 
gäste, Post und Fracht abzusetzen (3. Freiheit) 
und aufzunehmen (4. Freiheit), wobei die Be- 
förderung auch von und nach einem dritten 
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Staat vorgenommen werden kann (5. Frei- 
heit). Die Einräumung aller 5 Freiheiten ent- 
spricht der anzustr ebenden Liberaiisierung 
der Weltluftfahrt. Sie gewährleistet allein die 
volle Ausnutzung der bereitgestellten Kapa- 
zitäten. 

Alle Rechte werden nur zur Durchfüh- 
rung internationalen Luftverkehrs eingeräumt. 
Daraus ergibt sich, daß das Abkommen Ka- 
botagerechte nicht gewährt. 

Absatz 2 behandelt den Fluglinienplan. 

Artikel 6 sieht für die Flughafengebühren 
gegenseitige Inländerbehandlung vor. 

Die in Artikel 7 Abs. 1 bis 4 vereinbarten 
Regelungen entsprechen dem geltenden Recht. 
Nach § 1 der Verordnung über die Zollbe- 
handlung von Nahrungs- und Genußmitteln 
im internationalen Fluglinienverkehr vom 
25. Juni 1956 (BGBl. I S. 647) — erlassen 
auf Grund des Artikels 2 (des Gesetzes vom 
4. April 1956 zu dem Abkommen vom 7. Juli 
1955 über dem Luftverkehr zwischen derBun- 
desrepublik Deutschland und den Vereinigten 
Staaten von Amerika (BGBl. II S. 403) — 
bleiben Nahrungs- und Genußmittel, die von 
einem Luftfahrzeug eingebracht und zum als- 
baldigen Verbrauch an Bord ausgegeben wer- 
den, abgabenfrei, wenn das Luftfahrzeug 
Fluggäste auschlleßlich im internationalen 
Fluglinienverkehr befördert und bei Zwi- 
schenlandungen zollamtlich überwacht werden 
kann. 

Absatz 5 soll sicherstellen, idaß die Durchfüh- 
rung der nach den Absätzen 1 bis 4 getrof^ 
fernen Vereinbarungen nicht durch wirtschaft- 
liche Ein-, Aus- oder Durchfuhrverbote ver- 
hindert wird. Verbote aus anderen als wirt- 
schaftlichen Gründen, z. B. sanitäre Vorschrif- 
ten usw., werden durch das Abkommen, wie 
in seinem Artikel 5 Abs. 2 ausdrücklich klar- 
gestellt ist, nicht betroffen. 

Artikel 9 gewährleistet, daß die von den be- 
nannten Unternehmen bereitgestellte Kapa- 
zität (angebotene Nutzlast und Häufigkeit 
des Verkehrs) in ein angemessenes Verhältnis 
zur Verkehrsnachfrage gebracht werden 
kann. Die Bestimmung ist an das am 11. Fe- 
bruar 1946 zwischen Großbritannien und 
den Vereinigten Staaten von Amerika abge- 
schlossene Bermuda- Abkommen angelehnt, 
welches insoweit eine Fortbildung der von 
der ICAO eingeleiteten freiheitlichen Be- 
handlung des Fluglinienverkehrs enthält. Be- 
sonders eingehend wird in Absatz 3 Satz 2 
das Recht der 5. Freiheit behandelt, das nur 


unter Beachtung der unter Buchstaben a bis c 
genannten Gesichtspunkte ausgeübt werden 
darf. Insgesamt ist die Vorschrift so elastisch 
gehalten, daß jeder Vertragsstaat die Inter- 
essen seiner für die Ausübung der vereinbar- 
ten Fluglinienrechte benanntenUnternehmen 
gegenüber dem anderen Vertragsstaat wirk- 
sam vertreten kann. 

Artikel 10 Abs. 2 verpflichtet die Luftfahrt- 
behörden zum Austausch statistischer Unter- 
lagen zwecks Nachprüfung der von den be- 
nannten Unternehmen bereitgestellten Kapa- 
zitäten. Die Vorschrift ergänzt insofern den 
Artikel 9. 

Artikel 11 enthält die Grundsätze für die 
Festsetzung der auf den festgelegten Linien 
anzuwendenden Tarife. Diese sollen zwecks 
Vermeidung eines unerwünschten Konkur- 
renzkampfes nadi Möglichkeit zwischen den 
beteiligten Unternehmen auf Grund des Ta- 
riffestsetzungsverfahrens der International 
Air Transport Association (lATA) festgesetzt 
werden und sind den Luftfahrtbehörden zur 
Genehmigung vorzulegen. Einigen sich die 
Unternehmen nicht, so versuchen die Luft- 
fahrtbehörden, die Tarife festzulegen. Ge- 
lingt dies ebenfalls nicht, so ist die Angele- 
genheit einem nach Artikel 16 zu bildenden 
Schiedsgericht zu unterbreiten. 

Artikel 14 bis 16 befassen sich mit regelmä- 
ßigem Meinungsaustausch der Luftfahrtbe- 
hörden, Konsultation zwisdien den Vertrags- 
staaten und Schiedsgerichtsverfahren. Diese 
Regelung ist in Luftverkehrsabkommen üb- 
lich und zweckmäßig. 

IIL Geltungsbereich des Abkommens 

Das Abkommen gilt im Hinblick auf Ar- 
tikel 5 des Zwölften Teils des Überleitungs- 
vertrages einstweilen nicht für Berlin. Eine 
Erstreckung des Abkommens und des Geset- 
zes auf Berlin muß der zukünftigen poli- 
tischen Entwicklung Vorbehalten bleiben. 

IV. Begründung des Zustimmungsgesetzes 

Das Abkommen bedarf nach Artikel 59 
Abs. 2 GG der Zustimmung der für die Bun- 
desgesetzgebung zuständigen Körperschaften 
in der Form eines Bundesgesetzes, weil es sich 
auf Gegenstände der Bundesgesetzgebung be- 
zieht. 

Wegen der in Artikel 7 vorgesehenen Ver- 
günstigungen, die auch die Biersteuer berüh- 
ren, bedarf das Gesetz nach Artikel 105 
Abs. 3, 106 Abs, 2 GG der Zustimmung des 
Bundesrates. 
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Abkommen 

zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und dem Königreich Belgien 
über den Luftverkehr 

Accord 

relatif au trahsport aerien 
entre la Republique Fed^rale d'Allemagne 
et le Royaume de Belgique 


Die Bundesrepublik Deutschland 
und 

das Königreich Belgien 

haben in dem Wunsche, den Luftverkehr zwischen ihren 
Gebieten und darüber hinaus zu regeln, folgendes ver- 
einbart: 

Artikel 1 

Für die Anwendung dieses Abkommens bedeuten, so- 
weit sich aus dem Inhalt des Abkommervs nichts anderes 
ergibt 

a) „Luftfahrtbehörde“ in der Bundesrepublik Deutsch- 
land den Bundesminister für Verkehr, in dem König- 
reich Belgien le Ministre des Communications oder 
in beiden Fällen jede andere Person oder Stelle, 
die zur Ausübung der diesen obliegenden Aufgaben 
ermächtigt sein wird; 

b) „Gebiet" in bezug ailf einen Staat die der Staats- 
hoheit, der Oberhoheit, dem Schutze oder* der Man- 
datsgewalt dieses Staates unterstehenden Landge- 
biete und angrenzenden Hoheitsgewässer; 

c) „Benanntes Unternehmen" ein Luftverkehrsunter- 
nehmen, das ein Vertragsstaat dem anderen Ver- 
tragsstaat nach Artikel 3 schriftlich als das Unter- 
nehmen benannt hat, das den internationalen Flug- 
linienverkehr auf den nach Artikel 2 Abs. 2 dieses 
Abkommens festgelegten Fluglinien betreiben soll; 

d) „Fluglinienverkehr" jeden planmäßigen Luftverkehr, 
der von Luftfahrzeugen für die öffentliche Beförde- 
rung von Fluggästen, Post oder Fracht durchgeführt 
wird; 

e) „Internationaler Fluglinienverkehr" einen Luftver- 
kehr, der durch den Luftraum über dem Gebiet von 
mehr als einem Staat erfolgt; 

f) „Landung zu nichtge wer blichen Zwecken" eine Lan- 
dung zu jedem anderen Zweck als zum Aufnehmen 
oder Absetzen von Fluggästen, Fracht oder Post. 


Artikel 2 

(1) Jeder Vertragsstaat gewährt dem anderen Vertrags- 
staat zur Durchführung des internationalen Fluglinien- 
verkehrs durch die benannten Unternehmen folgende 
Rechte: 

das Recht des Überflugs, 

das Recht der Landung zu nichtgewerblichen Zwek- 
ken und 

das Recht des Ein- und Ausflugs zur Durchführung 
des gewerblichen internationalen Verkehrs mit 
Fluggästen, Post und Fracht an den Orten in seinem 
Gebiet, die bei jeder nach Absatz 2 festgelegten 
Linie aufgeführt sind. 


La Republique Föderale d'Allemagne 
et 

le Royaume de Belgique 

desirant regier les transports aeriens entre leurs terri- 
toires respectifs et au-delä, sont convenus de ce qui suit: 

Ar fiele ler 

Pour l'application du present accord, ä moins que le 
contexte n'en stipule autrement, 

a) l’expression « autorites aeronautiques » signifie en 
ce qui concerne la Republique Föderale d'Alle- 
magne, der Bundesminister für Verkehr, et en ce 
qui concerne le Royaume de Belgique, le Ministre 
des Communications, ou dans les deux cas, toute 
personne ou autorite habilitees ä assumer les 
fonctions exercees par eux; 

b) l’expression «territoire» signifie lorsqu'elle se rap- 
porte ä un Etat, les regions terrestres et les eaux 
territoriales y adjacentes placees sous la souverai- 
nete, la suzerainete, la protection ou le mandat du- 
dit Etat; 

c) l'expression « entreprise designee » signifie une 
entreprise de transports aeriens, que l'une des Par- 
ties Contractantes a designee par ecrit conforme- 
ment ä l'article 3 ä l’autre Partie Contractante pour 
exploiter des Services aeriens internationaux sur les 
itineraires convenus ä l’article 2 § 2 de l'accord; 

d) l'expression « service aerien » signifie tout service 
aerien regulier assure par des aeronefs destines au 
transport public de passagers, de courrier ou de 
marchandises; 

e) l'expression « service aerien international » signifie 
un service aerien qui traverse l'espace aerien situe 
au-dessus de deux ou plusieurs Etats; 

f) l’expression « escale non commerciale » signifie une 
escale a toutes fins autres que celles d’embarquer 
ou de debarquer des passagers, des marchandises ou 
du courrier. 

Artic^e 2 

(1) En vue de rötablissement de Services aeriens inter- 
nationaux par les entreprises designees, chaque Partie 
Contractante accorde ä l'autre les droits suivants: 

le droit de survol, 

le droit d’escale non commerciale, 

le droit d’entree et de sortie en vue d’effectuer du 
trafic commercial international de passagers, de 
courrier et de marchandises, aux points de son 
territoire stipules sur chaque itineraire mentionne 
au § 2. 
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(2) Die Linien, auf welchen die benannten Unterneh> 
men der beiden Vertragsstaaten den internationalen 
Fluglinienverkehr zu betreiben berechtigt sind, werden 
in einem Fluglinienplan festgelegt, der in einem diplo- 
matischen Notenaustausch zu vereinbaren ist. 

Artikels 

(1) Mit dem Betrieb des internationalen Fluglinien- 
verkehrs auf den nach Artikel 2 Abs. 2 festgelegten 
Linien kann jederzeit begonnen werden, wenn 

a) der Vertragsstaat, dem die Rechte gewährt sind, 
das Unternehmen schriftlich benannt hat. welches 
den Fluglinienverkehr betreiben wird, 

b) der Vertragsstaat, der die Rechte gewährt, dem 
benannten Unternehmen die Genehmigung er- 
teilt hat, den Fluglinienverkehr zu eröffnen. 

(2) Der Vertragsstaat, der die Rechte gewährt, wird 
vorbehaltlich der Bestimmungen der Absätze 3 und 4 und 
vorbehaltlich der Verständigung nach Artikel 11 unver- 
züglich die Genehmigung zum Betrieb des internationalen 
Fluglinienverkehrs erteilen. 

(3) Jeder Vertragsstaat ist berechtigt, von dem be- 
nannten Unternehmen des anderen Vertragsstaates den 
Nachweis zu verlangen, daß dieses Unternehmen in der 
Lage ist, den Erfordernissen zu entsprechen, die durch 
die Gesetze und Verordnungen des erstgenannten Staa- 
tes für die Durchführung des internationalen Luftverkehrs 
vorgeschrieben sind. 

(4) Jeder Vertragsstaat behält sich das Recht vor, 
einem von dem anderen Vertragsstaat benannten Unter- 
nehmen die Ausübung der in Artikel 2 gewährten Rechte 
zu verweigern, wenn das Unternehmen nicht in der Lage 
ist, auf Verlangen den Nachweis zu erbringen, daß der 
wesentliche Teil des Eigentums an dem Unternehmen 
und seine tatsächliche Kontrolle Staatsangehörigen oder 
Körperschaften des anderen Vertragsstaates oder diesem 
selbst zustehen. 

Artikel 4 

(1) Jeder Vertragsstaat kann die nach Artikel 3 Abs. 2 
erteilte Genehmigung widerrufen oder durch Auflagen 
einschränken, wenn das benannte Unternehmen die Ge- 
setze und Verordnungen des Vertragsstaates, der die 
Rechte gewährt, oder die Bestimmungen dieses Abkom- 
mens nicht befolgt oder die daraus sich ergebenden Ver- 
pflichtungen nicht erfüllt. Das gleiche gilt, wenn der 
Nachweis nach Artikel 3 Abs. 4 nicht erbracht wird. Von 
diesem Recht wird jeder Vertragsstaat nur nach einer 
Konsultation nach Artikel 15 Gebrauch machen, es sei 
denn, daß eine sofortige Einstellung des Betriebes oder 
sofortige Auflagen zur Vermeidung weiterer Verstöße 
gegen Gesetze oder Verordnungen erforderlich sind 

(2) Jeder Vertragsstaat hat das Recht, durch schrift- 
liche Mitteilung an den anderen Vertragsstaat die Be- 
nennung eines Unternehmens rückgängig zu machen, um 
es durch ein anderes Unternehmen zu ersetzen. Das be- 
nannte neue Unternehmen genießt die gleichen Rechte 
und unterliegt den gleichen Verpflichtungen wie das 
Unternehmen, an dessen Stelle es getreten ist, 

Artikel 5 

(1) Die Gesetze und Verordnungen eines jeden der 
beiden Vertragsstaaten, die den Einflug von Luftfahr- 
zeugen des internationalen Luftverkehrs in sein Gebiet 
oder deren Ausflug aus seinem Gebiet oder den Betrieb 
und Verkehr solcher Luftfahrzeuge innerhalb seines Ge- 
bietes betreffen, finden auf Luftfahrzeuge, die von den 
benannten Unternehmen des anderen Vertragsstaates 
verwendet werden, Anwendung, 


(2) Les itineraires sur lesquels les entreprises de- 
signees de chaque Partie Contractante seront autorisees 
ä exploiter des Services aeriens internationaux seront 
arretes dans un tableau des itineraires ä convenir par 
echange de notes diplomatiques, 

Article 3 

(1) L'exploitation des Services aeriens internationaux 
sur les itineraires determines conformement ä l'article 2 
§ 2 peut etre commencee ä tout moment, pour autant que: 

a) la Partie Contractante, ä qui les droits ont ete 
octroyes, ait designe par ecrit l’entreprise qui 
exploitera les Services ; 

b) la Partie Contractante qui octroie les droits, ait 
accorde ä l’entreprise designee l'autorisation de 
commencer l'exploitation des Services. 

(2) La Partie Contractante qui accorde les droits, autö- 
risera immediatement l'exploitation des Services aeriens 
internationaux, sous reserve des stipulations des para- 
graphes 3 et 4 du present article et de l’accord prevu 
ä l'article 11 

(3) Chaque Partie Contractante pourra demander ä 
l'entreprise designee de l'autre Partie Contractante, la 
preuve quelle est ä meme de satisfaire aux conditions 
prescrites par ses lois et reglements applicables ä l'ex- 
ploitation des Services aeriens internationaux. 


(4) Chaque Partie Contractante se röserve le droit de 
refuser ä l'entreprise designee par l'autre Partie Con- 
tractante 1 exercice des droits accordes ä l’article 2 de 
cet accord, lorsque cette entreprise n'est pas ä meme 
de fournir la preuve, sur demande, qu'une part impor- 
tante de Ja propriete et le contröle effectif de l'entre- 
prise appartiennent ä des ressortissants ou ä des socie- 
tes de l'autre Partie Contractante ou ä cette derniere. 

Article 4 

(1) Chaque Partie Contractante peut retirer l'autorisa- 
tion accordee en conformite ä l'article 3 § 2 ou en res- 
treindre la portee, lorsque l'entreprise designee ne se 
conforme pas aux lois et reglements de la Partie Con- 
tractante qui accorde les droits, ou ne se conforme pas 
aux dispositions du present accord ou lorsqu’elle ne 
remplit pas les obligations qui en decoulent. Ceci vaut 
egalement quand la preuve prevue ä l'article 3 § 4 n'est 
pas produite. Chaque Partie Contractante n'exercera ce 
droit qu'apres consultation, conformement ä l'article 15, 
ä moins qu'il ne s’avere necessaire de suspendre imme- 
diatement l'exploitation ou d'imposer des conditions en 
vue d'eviter de nouvelles infractions aux lois et regle- 
ments 

(2) Chaque Partie Contractante aura le droit par noti- 
fication ecrite adressee a l'autre Partie Contractante de 
remplacer une entreprise designee par une autre. La 
nouvelle entreprise designee beneficiera .des memes 
droits et sera soumise aux memes obligations que l'entre- 
prise qu'elle remplace. 


Article 5 

(1) Les lois et reglements de chaque Partie Contrac- 
tante regissant l'entree des aeronefs, affectes ä la navi- 
gatioD aerienne internationale,- dans son territoire ou 
leur sortie de son territoire, ou l'exploitation et la navi- 
gation de ces aeronefs ä l'interieur de son territoire, 
s'appliquent aux aeronefs exploites par l'entreprise de- 
signee de l’autre Partie Contractante. 
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(2) Die Gesetze und Verordnungen eines jeden der 
beiden Vertragsstaaten, welche die Einreise in sein Gebiet 
oder die Ausreise aus seinem Gebiet von Fluggästen, 
Besatzungen, Post oder Fracht wie z. B. Vorschriften über 
Einreise, Abfertigung, Einwanderung, Pässe, Zölle und 
Quarantäne, betreffen, finden auf die Fluggäste, Besat- 
zungen, Post oder Fracht der Luftfahrzeuge des anderen 
Vertragsstaates während ihres Aufenthaltes in seinem 
Gebiet Anwendung. 

Artikel 6 

Die Gebühren, die in Jedem Vertragsstaat für die Be- 
nutzung der Flughäfen und anderer Luftfahrteinrichtun- 
gen durch die Luftfahrzeuge des anderen Vertrag sstaates 
erhoben werden, dürfen nicht höher als für die einhei- 
mischen Luftfahrzeuge sein. 

Artikel 7 

(1) Die von den benannten Unternehmen des einen 
Vertragsstaates verwendeten Luftfahrzeuge, die in das 
Gebiet des anderen Vertragsstaates einfliegen und wieder 
ausfliegen oder es durchfliegen, einschließlich der an 
Bord befindlichen Ausrüstungsgegenstände und Ersatz- 
teile bleiben frei von Zöllen und sonstigen bei der Ein-, 
Aus- und Durchfuhr von Waren erhobenen Abgaben. 

(2) Ersatzteile und Ausrüstungsgegenstände, die unter 
Zoll Überwachung 

a) aus den in Absatz 1 genannten Luftfahrzeugen 
im Gebiet des anderen Vertragsstaates ausge- 
baut oder sonst von Bord gebracht und dort 
gelagert werden, 

b) für die in Absatz 1 genannten Unternehmen in 
das Gebiet des anderen Vertragsstaates cinge- 
tührt und dort gelagert werden, 

bleiben frei von den im Absatz 1 bezeichneten Abgaben, 
wenn sie unter Zollüberwachung in die genannten Luft- 
fahrzeuge eingebaut oder sonst an Bord genommen wer- 
den oder aus dem Gebiet dieses Vertragsstaates auf 
andere Weise als an Bord der Luftfahrzeuge wieder aus- 
geführt werden. Die gleiche Abgabenbetreiung wnrd für 
Sülche Ersatzteile und Ausrüstungsgegenstände gewahrt, 
die unter Zollüberwachung aus entsprechenden Lagern 
anderer ausländischer Luftfahrtunternehiiien entnommen 
und in die genannten Luftfahrzeuge eingebaut oder sonst 
an Bord genommen werden. 


(3) Treibstoffe und Schmieröle, die an Bord der in 
Absatz 1 genannten Luftfahrzeuge in das Gebiet des 
anderen Vertragsstaates eingebracht werden, dürfen frei 
von den in Absatz 1 bezeichneten Zöllen und Abgaben 
an Bord dieser Luftfahrzeuge verbraucht werden, und 
zwar audi auf dem Teil des Fluges, der zwischen Orten 
im Gebiet dieses Vertragsstaates staltfiiidet. Dies gilt 
auch für Treibstoffe und Schmieröle, die zur Versorgung 
dieser Luftfahrzeuge in das Gebiet des anderen Vertrags- 
staates unter Zollüberwachung eingeführt und dort ge- 
lagert werden. 

In den beiden vorstehenden Sätzen nicht genannte Treib- 
stoffe und Schmieröle, die von diesen Luftfahrzeugen im 
Gebiet des anderen Vertragsstaates unter Zollüber- 
wachung an Bord genommen werden, unterliegen eben- 
falls nicht den in Absatz 1 bezeichneten Zöllen und son- 
stigen Abgaben, wenn sie an Bord dieser Luftfahrzeuge 
verbraucht werden, und zwar auch auf dem Teil des 
Fluges, der zwischen Orten im Gebiet dieses Vertrags- 
Staates stattfindet. 

(4) Die an Bord der in Absatz 1 genannten Luftfahr- 
zeuge eingebrachten Nahrungs- und Genußmittel, die 
zur Verpflegung der Fluggäste und Besatzungsraitglieder 


(2) Les lois et reglements de chaque Partie Contrac- 
tante regissant l'entree dans son territoire ou la sortie 
de son territoire des passagers, equipaejes, courrier ou 
marchandises tels que ceux qui s'appliquent aux forma- 
lites d'entree, de conge, d'iinmigration, de passeport, de 
douane et de quarantaine s'appliquent aux passagers, 
equipages, courrier ou marchandises des aeronefs de 
l'autre Partie Contractante pendant leur sejour sur son 
territoire. 

A r t i c 1 e 6 

Les taxes qui seront imposees poiir l'utilisation des 
aeroports et autres installations aeronautiques par les 
aeronefs de l'autre Partie Contractante, ne seront pas 
superieures ä celles imposees aux aeronefs nationaux. 


Article 7 

(1) Les aeronefs, y compris Lequipement et les pieces 
de rechange qui se trouvent ä bord, employes par 
l'entreprise designee par une Partie Contractante, qui 
entrent dans le territoire de l'autre Partie Contractante 
et qui en ressortent ou qui le traversent sont exempts 
de droits de douane et d'autres taxes perqus a l'impor- 
tation, d i'exportation et au transit de marchandises. 

(2) Les pieces de rechange et d'equipement qui, soiis 
reg i me douanier 

a) sont demontees ou debarquees des aeronefs 
vises au § dans le territoire de l'autre Par- 
tie Contractante et y sont mises en depöt; 

b) sont importees ä destination des entreprises 
visees au § 1er dans le territoire de l'autre Par- 
tie Contractante et y sont mises en depöt; 
sont exemptes des droits et taxes enumeres au 
§ ler^ quand, sous regime douanier, elles sont 
incorporces aux aeronefs precites ou y sont 
mises ä bord d’une autre facon ou quand elles 
sont exportees du territoire de cette Partie 
Contractante d'une autre facon qu'ä bord de ces 
aeronefs. La meme franchise est accordee aux 
pieces de rechange et d'equipement qui, sous 
regime douanier, sont prelevees de depöts ana- 
logues d'autres entreprises etrangeres de trans- 
port aerien et qui sont incorporees dans lesdits 
aeronefs ou y sont mises ä bord d'ime autre 
facon. 

(3) Les carburants et huiles lubrifiantes se trouvant ä 
bord des aeronefs vises au § ä l'arrivee sur le terri- 
toire de l'autre Partie Contractante, peuvent etre con- 
sommes ä bord de ces aeronefs, en franchise des droits 
et taxes enumeres au § meine sur la partie du vol 
comprise entre des points du territoire de cette Partie 
Contractante. Ceci vaut cgalement pour les carburants 
et huiles lubrifiantes qui, sous regime douanier, sont 
Importes et mis en depöt dans le territoire de Lautre 
Partie Contractante pour l'approvisionnement des aero- 
nefs precites. 

Les carburants et huiles lubrifiantes non vises ä l'alinea 
prccedent qui seront pris ä bord de ces aeronefs, sous 
regime douanier, dans le territoire de l'autre Partie Con- 
tractante, seront egalement admis en franchise des droits 
et taxes enumeres au § lorsque ces produits seront 
consommes ä bord desdits aeronefs, meme sur la partie 
du vol comprise entre des points du territoire de cette 
Partie Contractante. 

(4) Les aliments et articles de consommation pris a 
bord des aeronefs vises au § ler destines aux passagers 
et membres de l'equipage, peuvent etre consommes im- 
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bestimmt sind, dürfen im Gebiet des anderen Vertrags- 
staates frei von Zöllen und sonstigen bei der Ein-, Aiis- 
und Durchfuhr von Waren erhobenen Abgaben zum als- 
baldigen Verbrauch an Bord ausgegeben werden, soweit 
die Luftfahrzeuge Fluggäste ausschließlich im internatio- 
nalen Fluglinienverkehr befördern und bei Zwischen- 
landungen ständig zollamtlich überwacht werden können. 

(5) Soweit für die in den vorstehenden Absätzen ge- 
nannten Waren Abgaben nicht erhoben werden, unter- 
liegen sie nicht den sonst für sie geltenden wirtschaft- 
lichen Ein-, Aus- und Durchfuhrverboten und -beschrän- 
kungen. 

A r t i k (U 8 

(1) Die von dem einen Vertragsstaat ausgestellten oder 
anerkannten Lufttüchtigkeitszeugnisse, Befähigungszeug- 
nisse und Erlaubnisscheine der Besatzung eines Lnftfahr- 
ziuigs werden vom anderen Vertragsstaat als gültig 
anerkannt, solange sie in Kraft sind. 

(2) Jeder der beiden V'’ertrdgsstaaten behält sich das 
Recht vor, den Befähigungszeugnissen und Erlaubnis- 
scheinen, die seinen eigenen Staatsangehörigen vom 
anderen Vertragsstaat oder einem anderen Staat aus- 
gestellt sind, für Flüge über seinem eigenen Gebiet die 
.'\nerkennung zu verweigern. 

Artikel 9 

(1) Den Unternehmen jedes Vertragsstaates soll in bil- 
liger und gleicher Weise Gelegenheit gegeben werden, 
den Betrieb auf jeder der nach Artikel 2 Abs. 2 fest- 
gelegten Linien durchzuführen. 

(2) Bei dem Betrieb des internationalen Fliiglinien- 
verkehrs auf den nach Artikel 2 Abs. 2 festgelegten 
Linien soll das benannte Unternehmen eines Vertrags- 
Staates auf die Interessen des benannten Unternehmens 
des anderen Vertragsstaates Rücksicht nehmen, damit 
der auf allen oder einem Teil der gleichen Linien be- 
triebene FluglinienverktTir dieser Unternehmen nicht un- 
gebührlich beeinträchtigt wird. 

(3) Der internationale Fluglinienverkehr auf den nach 
Artikel 2 Abs. 2 festgelegten Linien soll vor allem dazu 
dienen, ein Beförderungsangebot zur Verfügung zu stel- 
len, das der voraussehbaren Verkehrsnachfrage nach und 
von dem Gebiet des Vertragsstaates entspricht, der das 
Unternehmen benannt hat. Das Recht dieses Unterneh- 
mens, Beförderungen zwischen den nach Artikel 2 Abs. 2 
festgelegten, im anderen Vertragsstaat gelegenen Punk- 
ten einer Linie und dritten Staaten auszuführen, soll im 
Interesse einer geordneten Entwicklung des internatio- 
nalen Luftverkehrs so ausgeübt werden, daß das Be- 
förderungsangebot angepaßt ist 

a) an die Nachfrage nach Verkehrsmöglichkeiten 
von und nach dem Gebiet dos Vertragsstaates, 
der das Unternehmen benannt hat, 

b) an die in den durchflogenen Gebieten bestehende 
Verkehrsnachfrage unter Berücksichtigung der 
örtlichen und regionalen Linien, 

c) an die Anforderungen eines wirtschaftlichen Be- 
triebes der Fluglinien des Durchgangsverkehrs. 

Artikel 10 

(1) Die benannten Unternehmen teilen den Luftfahrt- 
behörden beider Vertragsstaaten spätestens einen Monat 
vor Beginn des Flugbetriebes auf den nach Artikel 2 
Abs. 2 festgelegten Linien die Art des Betriebes, die vor- 
gesehenen Flugzeugmuster und die Flugpläne mit. Das 
gleiche gilt für spätere Änderungen. 


mediatement ä bord de ces aeronefs dans le territoire 
de l'autre Partie Contractante, en franchise des droits 
et taxes pergus sur les marchandises ä l'entree, la sortie 
et le transit, lorsque ces aeronefs transportent exclusive- 
ment des passagers en trafic international et peuveiit 
rester sous surveillance douaniere permanente aux es- 
cales. 

(5) Lorsque les marchandises enumcrces au precedent 
paragraphe sont exemptes de taxes, elles echappent 
egalement aux interdictions et restrictions d'ordre eco- 
nomique les concernant ä l'exportation, ä Limportation 
et au transit. 

A r t i c 1 e 8 

(1) Les certificats de navigabilite, les brevets d'apti- 
tude et les licences des membres d’equipages d'aeronefs 
delivres ou valides par l'une des Parties Contractantes, 
seront reconnus valables pendant la duree de leur vali- 
dite par l’autre Partie Contractante. 

(2) Chaque Partie Contractante se reserve le droit de 
ne pas reconnaitre valable pour la circulation aerienne 
au-dessus de son propre territoire, les brevets d'aptitude 
et les licences delivres ä ses propres ressortissants pai 
l'autre Partie Contractante ou par un Etat tiers. 


A r t i c 1 e 9 

(1) Les entreprises designees par chacune des Parties 
Contractantes jouiront d’un traitement juste et egal dans 
l'exploitation des Services determines ä l’article 2 § 2. 

(2) En exploitant les Services aeriens internationaux 

sur les itineraires determines ä l'article 2 § 2, l'entre- 
prise designee par l'une des Parties Contractantes tiendra 
compte des interets de Lentreprise de l'autre Partie Con- 
tractante afin de ne pas nuire indüinent aux Services 
aeriens que cette entreprise assure sur tout ou partie 
des memes itineraires. » 

(3) Les Services aeriens internationaux desservant les 
itineraires fixes ä l'article 2 § 2, auront pour but princi- 
pal d'offrir une capacite de transport correspondant ä la 
demande du trafic previsible ä destination ou en pro- 
venance du territoire de la Partie Contractante qui a 
designe Lentreprise 

Le droit de cette entreprise d'assurer le transport entre 
des points dun itineraire fixes ä l’article 2 § 2, situes 
dans le territoire de l'autre Partie Contractante et un 
troisieme Etat, sera exerce compte tenu du developpe- 
ment ordonne du trafic aerien international, afin que 
l'offre de transport soit adaptee: 

a) aux besoins de trafic en provenance ou ä des- 
tination du territoire de la Partie Contractante 

. qui a designe Lentreprise; 

b) aux besoins de trafic existant dans les regions 
traversees compte tenu des Services locaux et 
regionaiix; 

c) aux nccessites d'une exploitation economique 
des Services aeriens internationaux en transit. 

A r t i c 1 e 10 

(1) Les entreprises designees communiqueront aux au- 
torites aeronautiques des deux Parties Contractantes, 
au plus tard un mois avant le debut d’exploitation des 
Services sur les itineraires convenus ä l’article 2 § 2, le 
genre de l’exploitation, les types d’aeronefs et les ho- 
raires prevus. II en sera de meme pour les modifications 
ulterieures. 
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(2) Die Luftfahrtbchörde des einen Vertragsstaates 
wird der Luftfahrtbehörde des anderen Vertragsstaates 
auf deren Ersuchen alle regelmäßigen oder sonstigen 
statistischen Unterlagen der benannten Unternehmen 
übermitteln, die zum Zwecke der Nachprüfung der Aus- 
nutzung des nach Artikel 2 Abs. 2 festgelegten inter- 
nationalen Fluglinienverkehrs, der durch die benannten 
Unternehmen betrieben wird, billigerweise gefordert 
werden können. Diese Unterlagen sollen die Informatio- 
nen umfassen, die zur Beurteilung des Umfangs des Ver- 
kehrs der benannten Unternehmen an Fluggästen und 
Fracht auf den nach Artikel 2 Abs. 2 festgelegten Linien 
im Vertragsstaat und des Umfanges dieses Verkehrs nach 
dem sonstigen Ausland erforderlich sind. 


Artikel 11 

(1) Die Tarife, die auf den nach Artikel 2 Abs. 2 fest- 
gelegten Linien für Fluggäste und Fracht anzuwenden 
sind, werden unter Berücksichtigung aller Faktoren, wie 
der Kosten des Betriebes, eines angemessenen Gewinns, 
der besonderen Gegebenheiten der verschiedenen Linien 
und der von anderen Unternehmen, welche die gleiche 
Linie ganz oder teilweise betreiben, verwendeten Tarife 
festgesetzt. Bei der Festsetzung soll in nachstehender 
Weise verfahren werden. 

(2) Die Tarife werden, wenn möglich, für jede Linie 
durch Vereinbarung der beteiligten benannten Unter- 
nehmen festgesetzt. Hierbei sollen sich die benannten 
Unternehmen nach den Beschlüssen richten, die auf Grund 
des Tariffestsetzungsverfahrens des Internationalen Luft- 
verkehrsverbandes (lATA) angewendet werden können, 
oder die benannten Unternehmen sollen sich nach einer 
Beratung mit den Luftverkehrsunternehmen dritter Staa- 
ten, welche die gleiche Linie ganz oder teilweise be- 
treiben, wenn möglich unmittelbar untereinander ver- 
ständigen. 

(3) Die auf diese Weise festgesetzten Tarife sollen den 
Luftfahrtbehörden eines jeden Vertragsstaates wenigstens 
dreißig Tage vor dem in Aussicht genommenen Inkraft- 
treten zur Genehmigung vorgelegt werden. Dieser Zeit- 
raum kann in besonderen Fällen verkürzt werden, wenn 
die Luftfahrtbehörden damit einverstanden sind. 

(4) Kommt zwischen den benannten Unternehmen eine 
Einigung nach Absatz 2 nicht zustande oder erklärt sich 
ein Vertragsstaat mit den ihm nach Absatz 3 zur Ge- 
nehmigung vorgelegten Tarifen nicht einverstanden, so 
sollen die Luftfahrtbehörden die Tarife derjenigen Linien 
und Linienteile, für die eine Übereinstimmung nicht be- 
steht, durch Vereinbarung festsetzen. 

(5) Kommt zwischen den Luftfahrtbehörden der beiden 
Vertragsstaaten eine Vereinbarung nach Absatz 4 nicht 
zustande, so findet Artikel 16 Anwendung. Solange der 
Schiedsspruch nicht ergangen ist, hat der Vertragsstaat, 
der sich nicht einverstanden erklärt hat, das Recht, von 
dem anderen Vertragsstaat die Aufrechterhaltung der 
vorher in Kraft befindlichen Tarife zu verlangen. 


Artikel 12 

Tritt ein von beiden Vertragsstaaten angenommenes 
allgemeines multilaterales Luftverkehrsabkommen in 
Kraft, so gehen die Beslimmungen des multilateralen Ab- 
kommens vor. Erörterungen über die Feststellung, inwie- 
weit ein multilaterales Abkommen dieses Abkommen auf- 
hebt, ändert oder ergänzt, finden nach Artikel 15 dieses 
Abkommens statt. 


(2) Les autorites aeronautiques de chacune des Parties 
Contractantes fourniront, sur demande, aux autorites 
aeronautiques de l’autre Partie Contractante tous ren- 
seignements periodiques ou autres donnees statistiques 
de l'entreprise designee qui peuvent etre raisonnable- 
ment demandes en vue du contröle des Services aeriens 
internationaux determines ä Larticle 2 § 2. Ges donnees 
devront comprendre les informations necessaires ä l'ap- 
preciation du volumc du trafic de l'entreprise designee 
en passagers et cn marchandises, sur les itineraires fixes 
ä Larticle 2 § 2 du present accord, dans le territoire de 
la Partie Contractante, et pour l’appreciation du volume 
de ce trafic ä destination d'autres pays. 


A r t i c 1 e 11 

(1) Les tarifs passagers et fret applicables sur les 
itineraires convenus ä Larticle 2 § 2 seront fixes compte 
tenu de tous les elements d'appreciation, tels que les 
frais d'exploitatioR, un beneficc raisonnable, les carac- 
teristiques particulieres des differents itineraires ainsi 
que les tarifs appliques par les autres entreprises qui 
desservent tout ou partie du meme itineraire. Ils seront 
fixes de la fagon suivantc: 

(2) Les tarifs seront, si possible, etablis de commun 
accord par les entreprises designees interessecs pour 
chacun des itineraires. A cette fin, les entreprises de- 
signees se conformeront aux decisions qui auront pu 
etre prises en suivant la procedure de tarification de 
LAssociation Internationale du Transport Aerien (lATA) 
ou bien s'efforceront de se mettre si possible directe- 
ment d'accord entre elles apres consultation de toutes 
entreprises de transport aerien d'Etats tiers qui desser- 
vent tout ou partie du rneme itineraire, 

(3) Les tarifs fixes de la Sorte seront soumis ä Lap- 
probation des autorites aeronautiques de chaque Partie 
Contractante au moins trente jours avant la date de 
Lentree en vigueur envisagee. Dans des cas particuliers, 
cette Periode peut etre abregee si les autorites aero- 
nautiques sollt d’accord. 

(4) Si un accord ne se fait pas en conformite du § 2 
entre les entreprises designees, ou si une Partie Contrac- 
tante ne donne pas son accord sur les tarifs qui lui sont 
soumis pour approbation, conformement au § 3, les au- 
torites aeronautiques fixeront de commun accord les 
tarifs des itineraires ou parties d'itineraires pour les- 
quels il n'existe pas d'entente. 

(5) Si les autorites aeronautiques des Parties Contrac- 
tantes ne peuvent s'entendre comme prevu au § 4, Lar- 
ticle 16 sortira ses effets. Aussi longtemps que la sen- 
tence arbitrale n'est pas prononcee, la Partie Contrac- 
tante, qui ne s'est pas declaree d'accord, a le droit 
d'exiger de Lautre Partie Contractante le maintien des 
tarifs anterieurement en vigueur. 


A r t i c 1 e 12 

Si une Convention generale multilaterale approuvee 
par les deux Parties Contractantes entre en vigueur, 
les dispositions de la Convention multilaterale sont pre- 
ponderantes. Des consultations ayant pour objet de de- 
terminer dans quelle mesure la convention multilaterale 
abroge, modifie ou complete le present accord, pourront 
avoir lieu suivant la procedure prevue ä Larticle 15 du 
present accord. 
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Artikel 13 


A r t i c 1 e 13 


Jedes von einem Vertragsstaat benannte Unternehmen 
darf auf den Flughäfen des anderen Vertragsstaates und 
in den Städten des anderen Vertragsstaates, in denen es 
eine eigene Vertretung zu unterhalten beabsichtigt, sein 
eigenes Personal für seine Geschäfte unterhalten und be- 
schäftigen. Soweit ein benanntes Unternehmen auf eigene 
Organisation in den Flughäfen des anderen Vertrags- 
staates verzichtet, soll es nach Möglichkeit die in Frage 
stehenden Arbeiten durch das Personal der Flughäfen 
oder des benannten Unternehmens des anderen Vertrags- 
staates ausführen lassen. 

Artikel 14 

Zwischen den Luftfahrtbehörden der Vertragsstaaten 
findet ein regelmäßiger Meinungsaustausch statt, um eine 
enge Zusammenarbeit in allen die Anwendung und Aus- 
legung dieses Abkommens berührenden Angelegenheiten 
herbeizuführen. 

Artikel 15 

(1) Eine Konsultation zur Erörterung der Auslegung, 
Anwendung oder Änderung dieses Abkommens oder des 
Fluglinienplans kann jederzeit von jedem Vertragsstaat 
beantragt werden. Diese Konsultation beginnt innerhalb 
einer Frist von zwei Monaten nach Eingang des Antrags. 

(2) Vereinbarte Änderungen dieses Abkommens treten 
entsprechend dem in Artikel 20 vorgesehenen Verfahren 
in Kraft. 

(3) Änderungen des Fluglinienplans treten in Kraft, 
sobald sie in einem diplomatischen Notenaustausch ent- 
sprechend Artikel 2 Abs. 2 vereinbart sind. 


Artikel 16 

(1) Soweit eine Meinungsverschiedenheit über die An- 
wendung oder Auslegung dieses Abkommens nicht nach 
Artikel 14 oder 15 zwischen den Luftfahrtbehörden oder 
zwischen den Regierungen der Vertragsstaaten beigelegt 
werden kann, ist sie auf Antrag eines Vertragsstaates 
einem Schiedsgericht zu unterbreiten. 

(2) Das Schiedsgericht wird von Fall zu Fall in der 
Weise gebildet, daß jeder Vertragsstaat einen Schieds- 
richter benennt und diese Schiedsrichter sich auf einen 
Angehörigen eines dritten Staates als Vorsitzenden 
einigen. Werden die Schiedsrichter nicht innerhalb von 
zwei Monaten benannt, nachdem ein Vertragsstaat seine 
Absicht, ein Schiedsgericht anzurufen, bekanntgegeben 
hat, oder können die Schiedsrichter sich nicht innerhalb 
eines weiteren Monats auf einen Vorsitzenden einigen, 
so ist der Präsident des Internationalen Gerichtshofes 
zu bitten, die notwendigen Benennungen vorzunehmen. 
Seine Entscheidung ist für die Vertragsstaaten bindend. 

(3) Das Schiedsgericht entscheidet, wenn ihm eine güt- 
liche Regelung der Meinungsverschiedenheit nicht gelingt, 
mit Stimmenmehrheit. Soweit die Vertragsstaaten nichts 
anderes vereinbaren, regelt es seine Verfahrensgrund- 
sätze selbst und bestimmt seinen Sitz. 

(4) Jeder Vertragsstaat trägt die Vergütung für die 
Tätigkeit seines Schiedsrichters sowie die Hälfte der 
übrigen Kosten. 

(5) Die Vertragsstaaten verpflichten sich, den vorläufi- 
gen Maßnahmen, die im Laufe des Verfahrens angeordnet 
werden sowie dem Schiedsspruch, der endgültig ist, 
nachzukommen. 


L'une ou l'autre des entreprises designees par les Par- 
ties Contractantes pourra, sur les aeroports et dans les 
villes de l’autre Partie Contractante oü eile desire etablir 
une representation propre, entretenir et occuper son 
propre personnel pour ses affaires. Dans la mesure oü 
une entreprise designee renonce a organiser ses propres 
Services dans les aeroports de l'auti^e Partie Contrac- 
tante, les activites en question seront confiees selon les 
possibilites au personnel des aeroports ou de l'entre- 
prise designee par l'autre Partie Contractante. 


Art icle 14 

Les autorites aeronautiques des Parties Contractantes 
sc consulteront frequemment afin de regier en etroite 
collaboration tout ce qui concerne l'application et l'in- 
terpretation du present accord. 


A r t i c 1 e 15 

(1) Chaque Partie Contractante pourra ä tout moment 
demander une consultation pour debattre l'application, 
l’interpretation ou la modification du present accord ou 
du tableau des itineraires aeriens. Cette consultation 
commencera dans un delai de deux mois a compter du 
jour de reception de la demande. 

(2) Les modifications qu'il aurait ete decide d’apporter 
au present accord, entreront en vigueur suivant la pro- 
cedure prevue ä l'article 20. 

(3) Les modifications apportees au tableau des itine- 
raires aeriens entreront en vigueur aussitöt apres l’ap- 
probation par echange de notes diplomatiques conforme- 
ment ä l’article 2 § 2. 

A r t i c 1 e 16 

(1) Au cas oü iin differend relatif ä l’interpretation ou 
ä l'application du present accord ne pourrait pas etre 
regle conformement aux articles 14 ou 15, soit entre les 
autorites aeronautiques, soit entre les Gouvernements 
des Parties Contractantes, il sera soumis, sur demande 
d’une des Parties Contractantes, ä un tribunal arbitral. 

(2) Le tribunal arbitral sera constitue dans chaque cas 
comme suit: chacune des Parties Contractantes designera 
un arbitre; ces deux arbitres se mettront d'aCcord sur 
la designation d’un ressortissant d'un Etat tiers comme 
President. Si dans un delai de deux mois ä dater du jour 
oü l'une des deux Parties Contractantes a propose le 
reglcment arbitral du litige, les arbitres n'ont pas ete 
designes, ou si dans le cours du mois suivant les ar- 
bitres ne se sont pas mis d’accord sur la designation 
d'un President, chaque Partie Contractante pourra de- 
mander au President de la Cour Internationale de 
Justice de proceder aux designations necessaires, Sa de- 
cision engage les Parties Contractantes. 

(3) Le tribunal arbitral decide, s'il ne parvient pas ä 
regier le differend ä l’amiable, ä la majorite des voix. 
Pour autant que les Parties Contractantes n’en disposent 
autrement, il etablit lui-meme ses regles de procedure 
et determine son siege. 

(4) Chacune des Parties Contractantes prend ä sa 
Charge l'indemnite ä allouer ä son arbitre, ainsi que la 
moitie des autres frais. 

(5) Les Parties Contractantes s'engagent a se con- 
former aux mesures provisoires qui pourront etre edic- 
tees au cours de l'instance, ainsi qu'a la decision ar- 
bitrale, cette derniere etant consideree comme definitive. 
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Artikel 17 

Jeder Vertragsstaat kann dieses Abkommen jederzeit 
kündigen. Das Abkommen endigt ein Jahr nach Eingang 
der Kündigung bei dem anderen Vertragsstaat, es sei 
denn, daß auf Grund einer Vereinbarung zwischen den 
V^ertragsstaaten die Kündigung vor Ablauf dieser Frist 
rückgängig gemacht wird. 


Artikel 18 

Dieses Abkommen, alle seine Änderungen und jeder 
Notenaustausch nach Artikel 2 Abs. 2 und Artikel 15 Abs. 3 
werden der Internationalen Zivilluftfahrt-Organisation zur 
Registrierung mitgeteilt. 


Artikel 19 

Dieses Abkommen tritt an die Stelle aller bisherigen 
Abkommen zwischen den Vertragsstaaten auf dem Gebiet 
des internationalen Flnglinienverkehrs und hebt diese 
auf. 

Artikel 20 

Dieses Abkommen soll ratifiziert werden, die Ratifika- 
tionsurkunden sollen baldmöglichst in Brüssel ausge- 
tauscht werden. Es tritt einen Monat nach dem Austausch 
der Ratifikationsurkunden in Kraft. 


ZU URKUND DESSEN haben die beiderseitigen Bevoll- 
mächtigten dieses Abkommen unterzeichnet. 

GESCHEHEN zu Bonn am 14. April 1956 in doppelter 
Urschrift in deutscher und französischer Sprache, wobei 
der Wortlaut beider Sprachen verbindlich ist. 


Article 17 

Chacune des Parties Contractantes pourra ä tout mo- 
ment denoncer le present accord. L'accord cessera d’etre 
en vigueur un an apres la date de reception de la noti- 
fication de dcnonciation par l'autre Partie Contractante, 
ä moins que les deux Parties Contractantes ne convien- 
nent de retirer la notification de dcnonciation avant l'ex- 
piration de ce delai. 

Article 18 

Le present accord, toutes les modifications qui y se- 
raient apportces et les notes echangees conformement 
ä l'article 2 § 2 et ä l’article 15 § 3, seront adresses ä 
rOrganisation de l’Aviation Civile Internationale aux 
fins d’enregistrement. 

Article 19 

Le present accord remplace et abroge tous accords 
anterieurs conclus entre les Parties Contractantes, rela- 
tifs aux transports aeriens internationaux. 

Article 20 

Le present accord sera ratifie et l'echange des in- 
struments de ratificdtion aura lieu a Bruxelles ie plus 
tot possible. II entrera en vigueur un mois apres 
l'echange des Instruments de ratification. 

EN FOI DE QUOI les plenipotentiaires des deux Par- 
ties ont signe le present accord, 

FAIT ä Bonn, le 14 avril 1956 en double exemplaire, 
dans les langues allemande et frangaise, les deux textes 
faisant egalement foi. 


Für die Bundesrepublik Deutschland: 
Pour la Republique Föderale d’Allemagne: 
H a 1 1 s t e i n 


Für das Königreich Belgien: 
Pour le Royaume de Belgique: 
Bon. de Gruben 
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